
Fünfte Durchführungsbestimmung!
zun Giosolz

über die Bostenorung der Handwerker

vom 41, Februar LUBG ?

Auf Grund (les $17 Abs.2 des Gesetzes vom 16. März 1908
übor die Bestenerung der Jlandwerker (GBl.I Nr.8 8.71)
in der Wassung des Geselzes vom Id. Dezember 1970 zur Er.

gänzung von Reihtsvorschriften auf dem Gebiet der Steuern

(GBIl.I Nr. 21 8.371) wird folgendes bestimmt: ;

g?

(1) Aufwendungen der Handwerker für die Anschaffung
oder Ilerstellung von Anlagegegensländen sind zum Zeit−

punkt der Anschaffung als Belriebsnurgaben ubzugslillig,
wenn sic 1 060.M nicht liberschreilen. |

(2) Der $£6 Als. Buchst. ? der Ersten Durchführungsbe−
stimmung vom 17. März 1000 zum Geselz über die Desteue−

=."

der Iandwerker (GBl. TI Nr.32 S. 18) In der Fassung
der Vierten Durchführungsbesilmmung vom 8. April 1070
zum Geselz über die Besteuerung der Ilandwerker (GN.
Nr. 10 S. 22!) erhält folgende Fassung: .

?N Aufwendungen für Anlngegegenständo??mi} Einzelnn−
schrfTungskosten bis zu

N
solurt zum Zeltpunkt

cer Anschaffung."

?

(3) Im $14 Abs.2 und Im 816 Abs.2 der Anordnung vom−

17. März iööu Pbor die Steuerveranlagung der Handwerker
(Verenlagungsrichtlinien ab :909 ? Hdw −) (Sonderdruck
Nr. 537 des Gese:zblattes) In Jer Fassung der Vierten Durd?i−

Lihrungsbestimmung vom 0. April 1970 zum Gesetz über (lie
Besseuerurg der Handwerker tritt anstelle des

BOROUBNN
von

G0nM dar Betrag von 1000M,

14.D3 vom. Apr?? 1970 (GDL I Nr. 190 2. 221)
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2

Die bei den Ilnndwerkern am 31. Dezember 1906 vorhnn−
denen Bestände nn Arbeltsmitteln, die Infolge der Verände−
rung der Werfgrenze nicht mel?r zu den Aningegegenständen
gehören, atnd bis zur Aussonderung fin Anlngeverzelchnis zu
belassen

und sulsprechend
den geltenden Sülzen

abzuschrei−
ben..

:

i 63
.

() Arbeitsmiltel mit Einzelanschnflungskosien über 100M
bIk 1000M aln?d zu Invenlarisieren. Die Inventur für diese
"Arbeitsmiltel hni jährlich zum 91.

Dezember
zu erfolgen.

(2) Dans Verzeichnis der zu Inventarlsierenden Arbeltsmil−tel muß mindestens folgende Angnhon enthalten:
i

?9 Bezeichnung des Arbolisinitiols, »

b) Zeilpunkt der Anschaffung,

?) Anschnflungs− oder Herstellungsi. daten,
8) Vermerk, ob dns Arbellsmiliel zum Zeitpunkt der

;

durchgeführten Invontur vorhanden war bzw. Tag der
Aussonderung oder des Verkaufs.

−

8

s
4

(1) Diese Rurchführungsbestinmmung teilt am I. Janunr I0U7
In Kraft. \

"

(2) Gleichzeitig. tritt der & I derVierten EN EN
stimmung von D. April 1970 zum Gesetz über die Besteuc−
rung der

Rundworker (GBLI Nr. 10 8.221) außer Kralt.

. Berlin, den 11. Fehrunr 1090
?

Der Minister der Pinnnzen
Mölner



IR − Anordnung
über die zentrale Erfassung und Endlagerung

zadionktiver Abfälle. Ey ©

vom 25. Februar 1980
|

Zur Durchführung des $ 17 der Verordnung vom 11. Oktober

1004 über die Gewährleistung von Atomsicherheit und

Strahlenschutz (GBl.I Nr.30 8.341) wird zur sicheren und
volkswirtshaftlich effektiven Erfassung und ZEndlagerung
radioskt!ver Abfälle im.Einvernehmen mit den Leitern der

zuständigen zentralen Staatsorgane und In Übereinstimmung
mit dem Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerk−

schaftsbundes folgendes angeordnet:

| v1
. Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung regelt die zentrale Erfassung und

Endlagerung radloaktiver Abfälle! Die Unterteilung der

ndloaktiven Abfälle in Abfallarten und Strahlenschutz−

gruppen regelt sich nach? der Anordnung vom 4, Boptember
1001 über die Allgemeinen Leisiungsbedingungen für die

?.. zentrale Erfassung und Endlagerung radioaktiver Abfälle
(Sonderdruck Nr. 1073 des Gesetzblattes).

;

(2) Diese Anordnung gilt für
− Stlontsorgane,
− Kombinate, wirtschaftsleltende Organe, Betriebe, Genos−

? senschaften,. Einrichtungen, gesellschaftliche Organisatio−
nen (nachfolgend Betriebe genannt),

?° {

die Atomenergie anwenden.

(3) Für radioaktive Abfälle, die Kernmaterlal enthalten,

gelten zusätzlich die Rechtsvcrschriften über die Kontrolle,
von Kernmateria! und denphysischen Schutz von Kern−
materlal und Kernanlagen, − Kar .

(4) Diese Anordnung gilt nicht für die Abgabe radioaktiver

Auswürfe in die Umwelt einschließlich der Lagerung von
Moterialien und Abfallstoffen mit natürlichen Radionukliden
auf Halden und Absetzanlagen.

;
i

(5) Diese Anordnung gilt nicht für andere Abfälle, die bel

ler Anwendung der − Atomenergie enistehen und deren

− Aktivität oder Aktivitälskonzeniration die Freigrenzen für
radionkt!ve Abfälle unterschreiten. Für diose Abfülle gelten

die Rechtsvorschriften des Landeskulturgeselzes zur schad−

losen Beseltigung nicht nutzbarer Abprodukte.

62

Grundsätze

(1) Radioektive Abfälle sind zentral zu erfassen und end−

zulagern, sofern nicht durch Zwischenlagerung bis zu IJahr

eine Unterschreitung der Freigrenzen erreicht wird oder. In,

der Erlauunis andere Festlegungen getroffen werden,

(2) Für radioaktive Abfälle gelten die Im 820 Absützeo
und 5 der Durchführungsbestimmung vom 11.Oklober 1904
zur Verordnung über die Gewlihrleistung von Atomsicherhelt
und Strahlenschutz (GBl.I Nr.30 8.340) festgelegten Frei−

"*
grenzen. Für die Benutzung der Freigrenzo zur Aktivität gilt,
daß ?pro Anwendungsfall und Woche Abfälle mit einer

Aktivität bis zur Freigrenze erlaubnisfrei beseitigt werden

können. Anstelle der Freigrenze zur Aktlvitälskonzentration
von 100 Ba/g kann für

? ; .
= feste Abfälle mit Radlonukliden, die Photonen mit einer

°» Energle>ä0keV emiitieren, eine Aqulvalen?dosislelstung
?

I Radlioaktivef Abfall: > .

Nadioaktiver Stoff, dessen weltere Verwendung ays wissenschaftlichen,
terhnisehen une ökonomischen Gründen nicht möglic Ist

und der
=» Ry?flemu?nerr deraltiimr uilrfd dir In von r Umwelt Irallerne

Gesetzblatt Teil INT. 13 ?
Ausgabetag:

18. April 1980

von 10?uSv/h, gemessen In 0,1 m Entfernung von der unab−
geschirmten Oberllähe,;

° ’  *.
−feste Abfälle mit kontaminierten Oberflächen elne Ober−

Qlächenkontamination für Alpha−Strahler von 80 kBg/m?.
und für Bota/ünmma−Strahler von 500 kBgq/m?

benutzt werden. Treffen die Kriterien gleld?zeitig zu, so gilt
der einschränkendere Werl.

; . 5

(8) Gegenstand der?zentralen Erfassung Ist die Übergabe _
radioaktiver Abfälle durch die Betriebe, In denen die Abfälle−
entstehen, In Verbindung mit der Übernahme dieser Abfälle _
durch den Betrieb, der mit der zentralen Erfassung und End−

lIagerung beauftragt Is1?. :

Vorbleib unter Bodingungen, die für einc Isolntion? der
Radionuklide von der Umwelt bis zur Unterschreitung der
festgelegten Freigrenzen geeignetsind. en

Investitionen und Prozessen zur Anwendung der

mon zur Beseltigung radionktiver Abfälle, bestehend aus d

Sammlung, Beorboltung, Zwischenlagerung und Übergab?
zur zentralen Erfassung, zu berücksichtigen.

=

(6) Radloaktive Stoffe dürfen nur dann als radioaktive
Abfälle zur zentralen Erfnssung und ’Endlagerung Übergeben

unter Berücksichtigung des volkswirtschnftlichen Aufwandes
keiner weiteren Inner− und üÜberbetricblichen Nutzung bzw.
Nachnutzung als Sekundärrohstoffe gemäf den dafür gelten−
den Rochisvorschriften zugeführt werden können,

i

Erfassung und Endlngerung unterliegen, sind getrennt von
anderen Abfällen zu suinmeln, in eino zur zentralen Erfas−

der radioaktiven Abfülle zu gewährleisten, Ei

(6) Eine Verdünnung radloaktiver Abfälle zum Zwecke der

unzulässig.

(0) Für die Sam?nlung, Benrbeltung, Zwischenlagerun?

zentrale Erfassung und Endingerung radioakiver Abfü

die einen unbefugien Zugriff verhindern. . Ne

Eee

Verantwortung

(1) Für die Snmmlung, Benrbeltung, Zwischenlagerung

und Übergnbe radioaktiver Abfälle zur zentralen Erfassung

Abfälle entsichen.
>

|

(2) Staalsorgane, in deren Bereichen unmittelbar Atom−

wie
Betriebe gemäß Abs. 1, : .

(3) Für die Übernuhme der rndlonktiven Abfülle zur End−:

lagerung radioaktiver Abfülle durchführl.

? Botrlebliche Kontrolle und Nachwelsführung

(1) Die Botriebe, in denen radionklive Abfälle entsichen,
haben die betrichliche Kontrolle über Aufkommen und
Verbleib rndionkfiver Abfälle zu’gewührleisten, Dazy Ist eine
Bilanz Über Menge (bei festen und. flüssigen Abfällen!

(4). Gegenstand der zentralen Endingerung ist das Ver−..

bringen der radionktiven Abfälle an einen Ort zum ständigen

(8) Bei der Planung, Vorbereitung und Durchführung von !.

Atom: .

energie sind von denBetrieben die erforderlichen Maßnah−

werden, wenn diese Stoffe Insgesanit oder Bestandteile davon
’

sind Kontroll− und Sicherungsmallnnhmen durchzuführen,

tragen die Betriebe die Verantwortung, In
denen radionktive

;

lagerung trägt der Detrieh die Vernniwortung, der
die End−

(7) Das Aufkomnien radioaktiver Abfülle ist so gering wie
n

möglich zu hallen. Radionkfive Abfülle, die der zentralen .−

sung zugelassene Form zu überführen und bis zur Übergabe ?.−

zur zontralen Erfassung Im Struhlenschutzbereldi zwischen−

zulagern. Bei der Zwischeningerung Isl die Rückholbarkelt

Unterschreitung
der Freigrenzen für radioaktive Abfälle Ist

| energie angewendet wird, fragen die gleiche Verantwortung er

v4 Te



Ba
m

olumen, bel umschlossenen Strahlenquellen: Stückzahl) und
Faktivität der im Berichiszeltraum entstandenen, der zen−

irnlen Erfassung und Endlagerung zugeführter, der durch
andere Verfahren beseitigten sowie der Im Betrieb zwischen−
gelagerten radioaktiven Abfälle aufzustellen. Für die der
sentralen Erfassung und Endlagerung zugeführten Abfälle

?ist zusätzlich zur Gesamtaktivität die Aktivität der Einzel−
rullionuklfde anzugeben. Weltere Festlegungen können din der
Erlaubnis getroffen werden. −

!
(2) Der Betrieb, der die zentrale Erfassung und Endlage−

rung Fad:oaktiver Abfälle durchführt, hat die betriebliche
Kontrolle über die übernommenen und endgelagerten Abfälle

?zu gewährleisten. Er hat den Nachweis über die Menge,?
Gesamtektivität, Aktivität der Einzelradionuklide und Her−
kunft der erfaßlen und endgelagerten radioaktiven Abfälle
zu führen.

h

85

Erlaubnis

?(l) Die Beseitigung radioaktiver Abfälle wird im Erlaub−
nisverfahren £ür die jeweilige Anwendung der Atomenergie
geregelt, Mit dem Antrag auf Erlaubnis ist nachzuweisen,
af alle entstehenden radlonkiiven Abfälle In Übereinstim−
ung mit den Nechtsvorschrifienbeseitigt werden

können.

.(2) Mit dem Antrag auf Genehmigung sind folgende An−
gaben und Nachwelse Über radionklive Abfälle vorzulegen:

1. für die Zustimmung zum Standort bzw. zur Aufgaben−
stellung i 5

die Grundkonzeption zur Abfallboseitigung mit

a) vorläufigen Angaben zum Aufkommen radioaktiver
Abfälle, y {

b) Vorschlag zur zentralen Erfassung und
Endiagerung2

|
der enistelienden radioaktiven Abfälle;

2. für die Zustimmung zur Errichtung bzw. zum Projekt −
die Dokumentation zur Abfallbeseltigung mit

?
a) Angaben zur Orzanisatlon der betrieblichen Abtall−

wirtschaft,
!

i
b) Beschreibung der Eigenschaften der radioaktiven Ab−

fälle (Abfallarten, Strahlenschutzgruppen, physikall−
sche Beschaffenheit und chemische Zusammensetzung)
und Angaben zum Abfallaufkommen (Menge, Gesamt−
aktivilät, Aktivität der Einzelrndionuklideo),
Beschreibung der Einrichtungen, Anlagen und Ver−
fahren zur Sammlung, Bearbeitung, Zwischeningerung
einschließlich Rückholbarkeit und der Übergabe
radioaktiver Abfülle zur zentralen Erfassung,
Angaben zu den betrieblichen Kontroll− und Siche−
rungsmaßnahmen sowie zur Nachweisführung über
die radioaktiven Abfülle, :
Angaben Über die Sekundärrohstoffe, die In den zur
Abfallbeselligung vorgeschenen radioaktiven Stoffen
enthalten sInd und Übor Ergebnisse von Unlerzu−
&hungen für Ihre Inner− oder überbeirlebliche Nach−
nutzung,

Erklärung des für−die zentrale ?Erfassung und End−
. Iagerung verantwortlichen Neirlebes, dan die zur

zentralen Erfassung vorgesehenen radlonktiiven Ab−

=

=
&

d)

=
2

Re; fälle in− Übereinstimmung .n?lt den Nechisvorschriftenerfaßt und endgelugert worden können,
Darstellung der Aufgaben, dio bis zum Boginn dor
Übergabe radioaktiver Abfüllo noch zu lüsen sind;

’

. 9 Sür die Zustimmung zur Inbetriebnahme
den Nechwels vertraglicher Vereinbarungen mit dem für
die zentrale Erfassung und Endlagerung vorantwortlicen
Betrich; s

4. Für die Zustimmung zur Stilllegung
Angaben zur Seseitigung

radioaktiver
Abtälle.

®

5
=»

Gesetzblatt TeilI Nr. 13 ? Ausgabetag: 15. April 1906

Jlegungen In der Bauartzulassung,

n

ugeT

183

NM Vor Veränderungen, die Einfluß .auf das Aufkommenund die Eigenschaften radioaktiver Abfälle haben, ist von den
Betrieben

eine Änderung der Genehmigung zu beantragen,
°

(0 Für die ErlaubnisartenRegistrierung und Anmeldunggelten für die Beseitigung radlonktiver Abfälle die Fast−

so |
Leistungsbeäingungon

(1) Radioaktive Abfälle sind zur zentralen Erfassung bei
dem hierfür verantwortlichen Beirieb anzumelden, Die An−
forderungen an Form und Eigenschaftender radioaktiven
Abfälle sowie die Übergabe− und Übernahmebedingungen
richten sich nach der Anordnung vom 4. September 1001 über
die Allgemeinen Lelstungsbedingungen für, die zentrale Er−
fassung und Endlagerung radioaktiver Abfälle, ;

(2) Die zentrale Erfassung und Endlagerung radioaktiver
=

Abfälle ist kostenpflichlig. Die Kosten a?nd von den Betrieben
zu tragen, in denen diese Abfälle enistchen.

?

T
*
Ausmolimeregolungon

(1) Aus zwingenden Gründen können In Ausnahmefällen
Abweichungen von den Festlegungen der $$2 und 4 bis.6
dieser Anordnung durch bofrisieie Ausnahmeregelungen
zugelassen werden,

(2) Ausnahmeregelungen gemäß Abs.1 werden aufAntragder Leiter der Beiriebo vom Präsidenten des Staatlichen
Amtes für Atomsicherhelt und Strahlenschutz getroffen: ni

(8) Sofern diese Ausnnhmeregelungen den Aufgabenbe−
reich anderer zentraler Stnntsorgane berühren, werden sle im
Einvernehmen mit den Leltern der zuständigen zentralen
Slantsorgane getroffen.

− . a

(4) Der Antrag auf Ausnahmeregelungen bedart derSchriftform und hat zu enthallen:
i i

a) die Begründung für dio Abweichung von den Fest−
legungen dieser Anordnung;

j

b) den Bereich und die Goltungsdnuer der Ausnahmerege− . ?

. Jung; | ar
e) Molinahmen, die die zenirnle Erfassung j?nd Endlinge−?
zung radlonkliver Abfülle unter den abwelchenden

. Bedingungen gewährleisten, und 3.
d) Maßnahmen zur Herstellung des In dieser Anordnung

geforderten Zustandes und die Termine ihrer Verwirk−
lichung.

°
:

*
(5) Ausnahmeregelungen bedürfen der? Schriftform und

können jederzeit widerrufen werden. :

ii,

Schlußbertimmungen

u) Diose Anordnung tritt am 1: Juli 1000 In Kratt,

(2) Gleichzeitig iritt die Anordnung vom 11.Mal 100) über =die zentrale Erfassung und Endingerung radionktiver− Abfälle
(GRI. I Nr. 10 S. 224) außer Kraft. ;

:

Dorlin, den 25. Februnr 1000

− Der Präsldont
des Stantlichen An?tes für Aloinsicherholt

− und Strahlenschutz
der

Deutschen Demokratischen Republik.
OMR Prof. Dr. med. habil. Dr. rer. nat.h.e. Sitzlack..

Staatssekretär



Bekanntmachung
über das Bestehen konsularischor

Vertretungen−
anderor Staaten

in der Doutschen DemokratischenRepublik

Sa ?vom?.
Mörz 1086

Auf der Grundlage entsprechender Vereinbarungen zwi−

schen der Deutschen Demokratischen Republik und der Union

der Sozialistischen Sowjetrepubliken sowie zwischen der Deut−

?schen Demokratischen Republik und der Volksrepublik Polen

bestenen auf dem Territorium der Deuischen
eeRepublik folgende kongularische Vertretungen:

Gesetzblatt Teil I Nr. 18 ? Ausgabetag: 15. April 1006

= Generalkonsulat der
Union der Sczlallstischen Sowjere:"» publiken In Rostock

Konsularbezirk: Bezirke
Rostock, Schwerin und Neubran−

£

denburg
− Generalkonsulat der Volksropublik. Polen In

Leipzii
a

Konsularbezirk; Bezirke Leipzig,? Dresden,
Nar Mar.

|

Stadt, Gera, Buhl, Erlurt und Halle . −−− =
− Generalkonsulat der Volksrepublik Polen In Rostock

Au

SET R En ra ek und Neubrap−.""denburg−

Die ievomPr erenper 1050 über de Be−
stehen auslindischer Konsulate In der Deutschen Dempkra−
tischen Republik (GBLII Nr.27 8.316) ’sowio die ?Bokannt−
machung vom 22.

guunmt,
1059

(QBl. u v0en
?
=mvu

den aufgehoben.
=

Zerlin,
den 7. Mürz 1000

Der Minister a?
für Auswärtige?

Augelegenhallen
. ;

IV. Neugebauer: u,
"

Btellvertreter des Ministerz A

− Generalkonsulat der Union der
Bozlallsttachen ?Sowjetre−

publiken In Leipzig

?Konstrarbezirk:
Bezirke Leipzig, Halle, Erfurt und Suhl

? Generalkonsulat der Union der Soziallstischen Sowjetre−

publiken In Karl−Marx−Stadt
Konsularbezirk: Bezirke Karl−Marx−Stadt, Dresden undGera. . j I \ Er. . E ß ? E un . EN, .. . ? 2 . RN a. =: sone ns

.

Hinweis aul Veröffentlichungen Im Sonderdruck des Goscicbliltes
"der

DeutschenDomokratischen ae
? .

Ä Sonlerdruck Nr. 718/4
= Se

{
Anordnung Nr. Pr.

«9/4
vom
eh 1000

−
Freie

für Gaststätten −

Eunderdruck Ar. 1207 −
:

"Anordnung vom 20. Februar 1000 Über den Flugfunkdienst
− Flugtunk−«Anordnung

?

Anordnung vom 20! Februar 1000 über den Geelünkdienst ? Seofunk−Anordnung =...

Anordnung vom $0. Februar 1086 über feste
TRONER undFunkdionste

für wla−
senschaftliche Zweckg ;

Sondordruck Nr, 1208

Anordnung vom 20. Fehruar 1008 über
den Datenübortragungsdienst

−
Datenübor−

tragungs−Anordnung
?

Anordnung vom 20. Februnr 1900 über leltungsgebundene Fernmeldcanlagen für ?

den nichtöffentlichen Fernnieldeverkehr und
für das

UparIns?on
von

Übertragungs−
wegen .
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5010 Erfurf, Postschlicßfoch 696, zu beziehen. −.
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